Gefeg- Sammlung 
i für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


eee Nr. 25. ET 


(Nr. 2364.) Verordnung, betreffend die Vertheilung der Einkünfte erledigter katholiſcher 
Kuratſtellen im Bisthum Paderborn und in den auf der rechten Rhein⸗ 
Seite gelegenen Theilen des Erzbisthums Cöln und der Bisthümer Münſter 
und Trier. Vom 3. Juli 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Herſtellung eines gleichfoͤrmigen Verfahrens in Beziehung auf 
die Vertheilung der Einkünfte erledigter katholiſcher Kuratſtellen im biſchoͤflichen 
Sprengel von Paderborn und in den auf der rechten Rheinſeite gelegenen Thei⸗ 
len des Erzbisthums Coͤln und der Bisthuͤmer Muͤnſter und Trier, auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach Vernehmung des Gutachtens der 
betreffenden erzbiſchöflichen und biſchoͤflichen Ordinariate, was folgt: 

8. 1. 

Wird eine katholiſche Kuratſtelle durch den Tod des Inhabers erledigt, 
fo verbleibt deſſen Erben das mit der Stelle verbundene Einkommen noch waͤh— 
rend dreier Monate, vom iſten desjenigen Monats an gerechnet, der auf den 
Sterbemonat folgt, gegen die Verpflichtung zur Tragung aller mit Verwaltung 
der Stelle verbundenen Koſten und Laſten. 

Die biſchoͤfliche Behoͤrde beſtellt waͤhrend dieſer Zeit den Adminiſtrator 
und beſtimmt auch deſſen Remuneration. — Demſelben muß das zu ſeinem 
Bedarf erforderliche Gelaß in der Amtswohnung ſofort eingeraͤumt werden. 

. $. 2. 

Zur Beſtimmung des Antheils der Erben an dem Einkommen (S. 1.) 
wird deſſen Jahresbetrag vom 1. Januar bis zum 31. Dezember berechnet und 
dieſer nach Verhaͤltniß der Zeit getheilt. 


N §. 3. 

Die Beſtimmung des 8. 2. findet auch auf die Pacht⸗ und Miethgelder 
der zu der Stelle gehörigen Gärten, Aecker, Wieſen und anderen Grundſtuͤcke 
Anwendung. — Sind die Grundſtuͤcke durch Selbſtbewirthſchaftung genutzt 

Ab or 


Jahrgang 1843. (Nr. 2363.) wor⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den 15. Auguſt 1843.) 


worden, ſo werden die Fruͤchte nach deren Einſammlung, ſo wie die Koſten der 
Einſaat und Beſtellung durch zwei Sachverſtaͤndige abgeſchaͤtzt 

Der Ueberſchuß, welcher ſich nach dem aus den Abſchaͤtzungen beider 
Taxatoren gezogenen Mittelſatze ergiebt, wird in gleicher Art wie das Pachtgeld 
getheilt. Von den beiden Sachverſtaͤndigen wird der Eine durch die Erben 
und der Andere durch den Nachfolger im Benefizium, oder falls dieſer noch 
nicht ernannt iſt, durch den Vertreter des erledigten Benefizi gewaͤhlt. Findet 
die Wahl Widerſpruch, ſo geht ſolche auf den kompetenten Land⸗Dechant über. 


$. A. 

Stolgebuͤhren und Oblationen für geiftlihe Handlungen bleiben von den 
zur Theilung kommenden Einkuͤnften (SS. 1— 3.) ausgeſchloſſen, und werden 
ganz von demjenigen bezogen, welcher die Handlung verrichtet hat. Daſſelbe 
gilt von Memorien- und Anniverſarien-Stipendien, ſelbſt wenn ſolche bei der 
Dotation der Stelle dem Kurat-Geiſtlichen auf fein Amts⸗Einkommen beſonders 
angerechnet ſeyn ſollten. 

§. 5. 

Die Auseinanderſetzung wird durch die biſchoͤfliche Behörde geleitet und 
feſtgeſtellt. — Den Betheiligten iſt gegen deren Entſcheidung die Berufung auf 
rechtliches Gehör geſtattet; es muß aber ſolche binnen A Wochen, von dem Tage 
an gerechnet, an welchem ihnen die Entſcheidung bekannt gemacht worden iſt, 
eingelegt werden. Auch kann die biſchoͤfliche Behörde, wenn fie es für zweck⸗ 
maͤßig erachtet, ſelbſt die Sache auf den Rechtsweg verweiſen. 


§. 6. 

Ergeben ſich bei der Auseinanderſetzung ſtreitige Fragen, woruͤber die 
gegenwärtige Verordnung keine Beſtimmung enthält, fo finden bei der Entſchei⸗ 
dung die Vorſchriften des Civilrechts, insbeſondere die vom Nießbrauche, An⸗ 
wendung. * 

$. 7. 

Diejenigen Inhaber von Kuratſtellen, welche zu deren definitivem titulir⸗ 
ten Beſitze vor Publikation der gegenwaͤrtigen Verordnung gelangt ſind, und 
ihren Vorgaͤngern oder deren Erben das Amts- oder Nachjahr, oder beides 
haben zugeſtehen muͤſſen, dafuͤr aber ein Gleiches bei ihrem dereinſtigen Abgange 
oder zu Gunſten ihrer Erben zu erwarten hatten, behalten den Anſpruch hierauf 
unverkuͤrzt; ihre Nachfolger müffen dieſen Anſpruch gegen ſich gelten laſſen, er⸗ 
halten aber dennoch nur Anſpruch auf die im §. 1. beſtimmten Rechte. 

§. 8. n 

Sollte die Wiederbeſetzung der erledigten Stelle ſich Über die Zeit hin⸗ 
aus verzögern, in welcher die Erben des Beneſiziaten das Einkommen der Stelle 

zu 
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zu genießen haben, ſo iſt das hieraus entſtehende Erſparniß nach naͤherer Be⸗ 
ſtimmung der biſchoͤflichen Behörde zum Beſten des Benefizii zu verwenden. 
§. 9 


Die vorſtehenden Beſtimmungen (88. 1 — 8.) finden keine Anwendung, 
wenn eine Stelle durch Verſetzung oder durch Amtsentſetzung erledigt wird. 
In dem Falle einer Verſetzung tritt der Verſetzte mit demjenigen Tage aus 
dem Genuſſe des Einkommens ſeiner bisherigen Stelle, an welchem er zum Ge⸗ 
nuſſe des Einkommens der neuen Stelle gelangt; in dem Falle einer Amtsent⸗ 
ſetzung verliert der Entſetzte das Einkommen ſeiner bisherigen Stelle mit dem 
Tage der Rechtskraft der Entſcheidung. 

§. 10. 

Die Rechte der Adminiſtratoren einer erledigten Kuratſtelle auf das mit 
der Stelle verbundene Einkommen ſind lediglich nach den Bedingungen zu be⸗ 
urtheilen, unter denen ihnen die Verwaltung aufgetragen worden iſt. 

§. 11. 

Alle den Gegenſtand der gegenwaͤrtigen Verordnung betreffende aͤltere 
Geſetze, Verordnungen, Statuten, Kapitelsbeſchluͤſſe, biſchoͤfliche Ordinationen 
und Obſervanzen werden hiermit aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 3. Juli 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. 
v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. Gr. v. Arnim. 
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Al En: ik De Ge . r „„ 


(Nr. 2365.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 3. Juli 1843., betreffend das öffentliche Aufge⸗ 
bot verloren gegangener Hypothekendokumente über Domainenabgaben und 
Inventariengelder, zum Zwecke der Amortiſation. 


Als dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 8. v. M. habe Ich erſehen, 
daß in neuerer Zeit mehrmals ganze Regiſtraturen der Verwaltungsbehoͤrden 
mit den darin aufbewahrten Hypothekendokumenten uͤber Domainenabgaben und 
Inventarienkapitalien durch Brand zerſtoͤrt, und dadurch die Nothwendigkeit 
herbeigefuͤhrt worden, zum Behuf der Amortiſation dieſer Dokumente das in 
der allgemeinen Hypothekenordnung Titel 2. SS. 277 — 282., und in der all⸗ 
gemeinen Gerichtsordnung Theil I. Titel 51. SS. 115 — 118. vorgeſchriebene, 
mit bedeutenden Koſten und Weiterungen verbundene Aufgebotsverfahren ein⸗ 
zuleiten. Da nach den beſtehenden Einrichtungen eine unbefugte Dispoſition 
uͤber dergleichen bei den Behoͤrden aufbewahrte Dokumente, welche im Falle des 
Verluſtes derſelben ein Aufgebot noͤthig machte, nicht ſtattfinden kann, ſo will 
Ich nach dem Antrage des Staatsminiſteriums hierdurch Folgendes beſtimmen: 

1) Sind Hypothekendokumente über Domainenabgaben und Inventarien⸗ 
Kapitalien bei den Behoͤrden verloren gegangen, ſo ſoll es zur Amortiſa⸗ 
tion derſelben des erwähnten Aufgebotsverfahrens nicht weiter bedürfen, 
zu dieſem Zwecke vielmehr genuͤgen, wenn von der betreffenden Regierung 
der im Allgemeinen Landrechte Theil I. Titel 16. $$. 126. u. f. vorge⸗ 
ſchriebene Mortifikationsſchein und zugleich ein Atteſt darüber ausgeftellt 
wird, daß uͤber die Forderung, welche Gegenſtand des Dokuments iſt, zu 
Gunſten eines Dritten nicht verfuͤgt worden ſey. 

2) Auf Grund dieſes Mortifikationsſcheins und Atteſtes koͤnnen in Stelle 
der verlornen Dokumente mit Einwilligung des Schuldners neue ausge⸗ 
fertigt, imgleichen die bereits abgeloͤſten Domainenabgaben und bezahlten 
Inventarienkapitalien, wenn zugleich die Abloͤſungsurkunde oder Quittung 
in vorſchriftsmaͤßiger Form beigebracht wird, im Hppothekenbuche ge⸗ 
loͤſcht werden. a 
Dieſe Beſtimmungen find durch die Geſetzſammlung zur Öffentlichen 

Kenntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 3. Juli 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr, 2366.) 
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(Nr. 2366.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 14. Juli 1843., für das Herzogthum Weſtpha⸗ 
len, betreffend die Gültigkeit der Rechtsgeſchäfte, welche ſeit dem 1. Januar 
1840. von den Landgemeinden und Städten abgeſchloſſen worden ſind und 
bis zur Einführung der Landgemeindeordnung vom 31. Oktober 1841. und 
wo die Städteordnung nicht eingeführt worden iſt, bis zur Einrichtung der 
Gemeindeverfaſſung, noch werden abgeſchloſſen werden. 


Zu Beſeitigung der Zweifel in Betreff der Guͤltigkeit der Rechtsgeſchaͤfte, 
welche im Herzogthum Weſtphalen ſeit dem 1. Januar 1840. von Landgemein⸗ 
den bis zur Einfuͤhrung der Landgemeindeordnung vom 31. Oktober 1841. und 
von Staͤdten, wo die Staͤdteordnung auf Grund der Order vom 18. Maͤrz 
1835. nicht eingefuͤhrt worden, bis zu der nach Maaßgabe der Verordnung vom 
31. Oktober 1841. erfolgten Einrichtung der Gemeindeverfaſſung abgeſchloſſen 
worden ſind, oder noch werden abgeſchloſſen werden, beſtimme Ich hierdurch in 
Beruͤckſichtigung des dieſerhalb von dem Landtage der Provinz Weſtphalen ge— 
machten Antrages und auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 30. v. M., 
daß es zur Gültigkeit der gedachten Rechtsgeſchaͤfte für ausreichend angeſehen 
werden ſoll, wenn bei denſelben den in Meiner Order vom 30. Mai 1841. be⸗ 
zeichneten Erforderniſſen genuͤgt iſt. — Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 14. Juli 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2366 — 2307.) (Nr. 2367.) 


= Mm — 
(Nr. 2367.) Verordnung, betreffend die Einlegung der Rechtsmittel. Vom 21. Juli 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. ö 

haben Uns die Bedenken vortragen laſſen, welche aus der Vorſchrift des §. 10. 

der Verordnung vom 5. Mai 1838. wegen Einfuͤhrung eines gleichmaͤßigen 

Verfahrens bei Inſinuation der Erkenntniſſe und bei Einlegung der Rechtsmit⸗ 

tel in Beziehung auf die Vollſtreckung ergangener Urtheile und die Atteſtirung 

ihrer Rechtskraft entſtanden ſind. 

Zur Beſeitigung dieſer Bedenken verordnen Wir auf den Antrag Unſe⸗ 
res Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern 
des Staatsraths ernannten Kommiſſion fuͤr alle Landestheile Unſerer Monarchie, 
in welchen die Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzeskraft hat, was folgt: 


N 

Die Friſt zur Einlegung jedes zulaͤſſigen Rechtsmittels iſt nur dann ge⸗ 
wahrt, wenn daſſelbe innerhalb der geſetzlich dazu beſtimmten Zeit bei demjenigen 
Gerichte angebracht wird, welches das Erkenntniß erſter Inſtanz abgefaßt hat. 

In Auseinanderſetzungsſachen iſt das Rechtsmittel ſtets bei den die Aus⸗ 
einanderſetzung leitenden General⸗Kommiſſionen oder den ihre Stelle vertretenden 
Regierungs⸗Abtheilungen anzumelden. 

Nur diejenige Behoͤrde, bei welcher hiernach das Rechtsmittel angebracht 
werden muß, iſt die Rechtskraft eines Erkenntniſſes zu atteſtiren befugt. 

$. 2. 

Der Appellationsrichter hat das von ihm abgefaßte Erkenntniß, Behufs 
der Inſinuation an die Partheien, an diejenige Behoͤrde, bei welcher das Rechts⸗ 
mittel anzubringen iſt (S. 1.), zu uͤberſenden. 

Nur die Mittheilung der Abſchriften des Erkenntniſſes an die Manda⸗ 
tarien kann durch den Appellationsrichter unmittelbar erfolgen. 

8. 3. 

Alle der gegenwaͤrtigen Verordnung entgegenſtehende geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen, namentlich der $. 10. der Verordnung vom 5. Mai 1838., die Order 
vom 19. Maͤrz 1839. und die Order vom 8. Auguſt 1832. Nr. 2. werden aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 21. Juli 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. Muͤhler. v. Savigny. 
> Beglaubigt: 
Bornemann. 


(Nr. 2368.) 
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— Verordnung über die Befugniß der Juſtiz⸗-Kommiſſarien zur Anfertigung und uu ee. 2 
4229 pg begaliſirung von Rechtsſchriften aller Art. Vom 21. Juli 1843. .. 


Pan ae ° 
ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von mm 


Preußen ꝛc. 2c. SEE — 
verordnen über die Befugniß der Juſtiz-Kommiſſarien zur Anfertigung und u. nun a4 
Legaliſirung von Rechtsſchriften, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums r e 
und nach erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernann⸗⸗ Har, mm 
ten Kommiſſion fuͤr diejenigen Provinzen Unſerer Monarchie, in welchen die zur e eee, 
Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzeskraft hat, was folgt: a 

§. 1. : 
Jeder Juſtiz⸗-Kommiſſarius ſoll fortan, ohne Einſchraͤnkung auf einen 5 1 
Gerichtsbezirk, befugt ſeyn, Vorſtellungen, Eingaben und Schriften aller Art, rn * * 
welche in Prozeß- oder andern Rechtsangelegenheiten einem Gerichte einzu⸗ 5 . 
reichen find, für Andere anzufertigen oder zu legaliſiren. | RER 
$. 2. Gast a = 224 
Iſt der Juſtiz⸗Kommiſſarius bei dem Gerichte, welchem die Schrift e ., e, 
gereicht werden fol, nicht angeſtellt, ſo muß derſelbe außer dem Datum und der — 
Namensunterſchrift fein Dienſtſiegel beifuͤgen. eee. 
92 Heft pugpus, ec dar Ban 
Juſtiz-Kommiſſarien, welche dieſe Vorſchrift nicht beobachten, verfallen „rn. A A 

in eine Ordnungsſtrafe. ibu ae dA) 
v Ä $. 4. a Dang app get 
Die Parthei, welche ſich eines bei dem kompetenten Gericht nicht ange ae, un my 
ſtellten Juſtiz-Kommiſſarius zur Anfertigung oder Legaliſirung von Rechtsſchrif⸗ . any e ee 
ten bedient, kann die Erſtattung der dafuͤr gezahlten Gebuͤhren und Auslagen une a. e ee 
von dem zur Koſtentragung verpflichteten Gegentheil nur in ſo weit fordern, un.» ee 


EL? vayy e. e 


als dadurch keine Vermehrung der Koften entftanden iſt. -e AR 
F. 5 la.: eu. Ake, 


Die Ordnungsſtrafen, welche ein Juſtiz-Kommiſſarius aus Veranlaſſung AE 
der von ihm angefertigten oder legaliſirten Rechtsſchriften in dem §. 3. gedach- T ee 4 
ten Falle, fo wie aus andern Gründen verwirkt hat, kann das Gericht, bei . “7 2. 
welchem die Rechtsſchrift eingereicht worden, auch dann feſtſetzen, wenn der e e 


Juſtiz⸗Kommiſſarius bei demſelben nicht angeſtellt iſt. Bann oh Fu äh 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck- er rn. 

tem Koͤniglichen Inſiegel. e auen, 
Gegeben Sansſouci, den 21. Juli 1843. uc bia dene, Aug 

(L. S.)) Friedrich Wilhelm. S 

v. Muͤffling. Muͤhler. v. Savigny. eee 

Beglaubigt: — Zu nah 

Bornemann. eee 

Zen ea at arte Jap din Qu . 
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| wars (Nr 2369.) Deklaration der die Alimentationspflicht der Verwandten betreffenden $$: 63 
.... „und Bl. Titel 2. und 68. 14. 15. Titel 3. Theil 188 Ahe ane; 
Landrechts. Vom 21. Juli 1843. 


. - Fran 7 AUG Z. Ally 


Pr», 372 ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
5 Preußen ꝛc. ꝛc. 
Zur Beſeitigung der Zweifel, welche bei der Anwendung der die Alimentations⸗ 
pflicht der Verwandten betreffenden SS. 63. und 251. Titel 2. und SS. 14. 15. 
Titel 3. Theil II. des Allgemeinen Landrechts entſtanden ſind, erklaͤren wir auf 
den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten einer 
N aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, 
daß bei Prozeſſen gegen Eltern, Kinder und Geſchwiſter über die Er⸗ 
füllung ihrer geſetzlichen Alimentationspflicht dem Kläger nicht obliegt, 
zur Begruͤndung ſeiner Klage den Nachweis zu fuͤhren, daß der Ver⸗ 
klagte hinreichende Kraͤfte und Vermoͤgen beſitze, ſeiner Verbindlichkeit 
zu genuͤgen, dem Verklagten jedoch unbenommen bleibt, die aus ſeinem 
perſoͤnlichen und Vermoͤgensverhaͤltniſſen zu entnehmenden, dem Anſpruche 
entgegenſtehenden Gruͤnde als Einwendungen geltend zu machen. 
N Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 21. Juli 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. Muͤhler. v. Savigny. 


* Beglaubigt: 
Bornemann. 


(Nr. 2370.) 


Verordnung über die Grundſätze, wonach der Werth des Streitgegenſtandes in 
c & geh o. Fe, Civil-Prozeſſen zu berechnen iſt. Vom 21. Juli 1843. 


% 1 1 1 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ıc. 


haben die Vorſchriften der Prozeß⸗Ordnung und der Einleitung zur allgemeinen ee 
Gebuͤhren⸗Taxe vom 23. Auguſt 1815. über die Ermittelung und Feſtſtellung / 3.75. 
des Werths ftreitiger Gegenſtaͤnde, fofern dieſer Werth auf den Prozeß, insbe- . 
ſondere auf die Beſtimmung des kompetenten Richters, die Prozeßart, die r 
laſſung von Rechtsmitteln, und die Anſetzung der Koſten von Einfluß ift, eine BE 
Prüfung unterwerfen laſſen, und verordnen auf den Antrag Unſeres Staat 
Miniſteriums und nach erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern Unſeres A 
Staatsraths ernannten Kommiſſion für alle Provinzen Unſerer Monarchie, in a 
welchen die allgemeine Gerichtsordnung Geſetzeskraft hat, fo wie auch für den K „m ar A | 
Oſtrheiniſchen Theil des Regierungsbezirks Coblenz was folgt: e, 
ee e | 

$. 1. Pa dee Gy m Aida | 

Der Werth des Gegenſtandes eines Rechtsſtreites wird durch den Kar un | 
pitalswerth deſſelben und die ruͤckſtaͤndigen Nutzungen, Zinſen und Früchte ber = LIE 7 = FE 
ſtimmt, fo weit der urſpruͤngliche, oder im Laufe der erften Inſtanz veränderte . eee 
Klageantrag darauf gerichtet iſt, oder die Nutzungen, Zinſen und Fruͤchte von 1 
Amtswegen zuerkannt werden müffen. 

Der Zeitpunkt, bis zu welchem die ruͤckſtaͤndigen Nutzungen, Zinſen und 
Fruͤchte zu berechnen ſind, wird durch den Tag der Einreichung der Klage, und 
wenn eine Vervollſtaͤndigung derſelben verfügt worden, durch den Tag der Ein⸗ 
reichung der vervollſtaͤndigten Klage beſtimmt. 

Dagegen bleiben von der Berechnung ausgeſchloſſen: 

a) die Nutzungen, Zinſen und Fruͤchte, welche erſt waͤhrend des Prozeſſes 
aufgelaufen oder entſtanden ſind, 

b) die waͤhrend des Prozeſſes entſtandenen Schaͤden und Koſten, ſo wie 
alle im Werthe des ſtreitigen Gegenſtandes eingetretene Veraͤnderungen. 


§. 2. i 
Bei Einlegung eines Rechtsmittels wird außerdem von der Berechnung 
ausgeſchloſſen, was in dieſem Zeitpunkte unter den Prozeß fuͤhrenden Partheien 
nicht mehr ſtreitig iſt. 
8. . 
Die Berechnung wird in Preußiſchem Silbergelde angelegt. Preußiſches 
Gold wird zu dem Werthe, wozu es in Unſeren Kaſſen angenommen wird, 
Jahrgang 1843. (Nr. 2370.) A6 frem⸗ 
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fremdes Gold nach dem Tageskurſe berechnet. Bei Vergleichung anderer frem⸗ 
der Geldſorten mit Preußiſchem Gelde wird die von dem Staatsminiſterium 
unter dem 27. November 1821. (Geſetzſammlung Seite 190.) bekannt gemachte 
3 Tabelle zum Grunde gelegt. Wer ein von dieſer Tabelle abweichendes Verhaͤlt⸗ 
3 niß behauptet, muß darüber den Beweis führen. 1 


§. 4. 

Bei wiederkehrenden immerwaͤhrenden Nutzungen wird der fuͤnf und 
zwanzigfache, bei Nutzungen, deren kuͤnftiger Wegfall gewiß, deren Dauer aber 
unbeſtimmt iſt, der zwoͤlf und einhalbfache Betrag einer Jahresleiſtung als deren 
a Kapitalswerth angenommen. 
ae ebene. Auf eine beſtimmte Zeit eingeſchraͤnkte periodiſche Nutzungen werden fuͤr 
een, bie ganze Zeit ihrer Dauer zuſammengerechnet, jedoch nur fo weit, daß der Ka⸗ 
! Dir 8 + 7 rpitalswerth der immerwaͤhrenden Nutzungen niemals überfchritten werden darf. 
2 Rn, 3 2 Ruͤckſtaͤnde periodiſcher Nutzungen werden jederzeit zuſammengerechnet. 
7 . 8 Sie treten dem Kapitalswerthe hinzu, wenn die Nutzungen ſelbſt mit den Ruͤck— 
f Be 13 e ſtaͤnden Gegenſtand des Prozeſſes find. 
D 


§. 5. 

Gegen ue bene, Die Ermittelung, zu welchem Werthe der Streitgegenſtand anzunehmen 
bin Bang eg, . if, ſoll während der Inſtruktion in erſter Inſtanz erfolgen, ſowohl um den 
22 ey gil, Koſtenanſatz darnach zu beſtimmen, als auch um die Grundlage fuͤr die Beur⸗ 
e ee cue, theilung der Zulaͤſſigkeit der Rechtsmittel, oder anderer im Prozeſſe von der 
er A „A., Hoͤhe des Streitgegenſtandes abhaͤngigen Wirkungen zu gewinnen. 


(ra ah Hin ui af . 
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. 
7 110 . ee Der Richter hat daher, wenn der Werth des Streitgegenſtandes nicht 
er FE FL klar vorliegt, die Partheien Darüber: zu hören. Dieſelben find verpflichtet, eine 
e e, e Erklarung abzugeben. Gegen denjenigen, der ſich nicht erklaͤrt, gilt die Angabe 
eee. eee des andern Theils. Sind die Angaben in dem Maaße, als es darauf im Pro⸗ 
e eee. zeſſe zur Beſtimmung der von der Hoͤhe des Streitgegenſtandes abhaͤngigen 
3 BE „Wirkungen ankommt, verſchieden, und kommt eine Einigung nicht zu Stande, 


FE u gilt die höhere Angabe bis dahin, daß vom Gegentheil der Minderwerth be- 
s Bin wird. 


. e. wo K Brunn $. . 


fer . 4. Wird ein ſolcher Beweis des Minderwerths angetreten, ſo iſt die Ver⸗ 
2. „er, anſchlagung nach den allgemeinen Vorſchriften über Aufnahme gerichtlicher Taxen 

I zu veranlaſſen, jedoch mit folgenden Modifikationen: 

1) Leiſtungen, deren Werth ſich nur nach jahrlichen Durchſchnitten ber 
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ſtimmen laͤßt, find nach den Grundſaͤtzen der für die betreffenden Lan⸗ 

destheile geltenden Abloͤſungsordnungen zu veranſchlagen, und foll die⸗ 
ſerhalb, wenn eine Parthei es verlangt, ein Gutachten der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehoͤrde eingeholt werden. 

2) Der Werth von Bergwerksantheilen iſt nach dem Gutachten des 
Ober⸗Bergamts der Provinz anzunehmen. 

3) Auf den außerordentlichen Werth iſt bei der Abſchaͤtzung nur dann 
Ruͤckſicht zu nehmen, wenn derſelbe Gegenſtand des Streites iſt. 


> 


$. 8. 
Hinſichtlich der Grundgerechtigkeiten behält es, was den Koſtenanſatz be- 


trifft, bei den Vorſchriften des §. 7. der Einleitung zur allgemeinen Gebuͤhren— 
Taxe vom 23. Auguſt 1815. ſein Bewenden. In Betreff des Rechtsmittels . a % 


N §. 9. 

Eine wiederholte Abſchätzung (S. 7.) oder die Einholung eines neuen Gut— 
achtens ($. 8.) kann nur auf Antrag und nur von dem in höherer Inſtanz er: 
kennenden Richter veranlaßt werden, deſſen Ermeſſen alsdann überlaffen bleibt, 
welches Gewicht auf die etwa veranlaßten neuen Ermittelungen zu legen iſt. 


$. 10. 

In allen Fallen, in welchen mehrere Perſonen als Kläger oder Verklagte 
in einem Prozeſſe zugelaffen worden find, iſt die Zulaͤſſigkeit der Rechtsmittel 
nach dem Geſammtbetrage der Forderungen oder Leiſtungen der mehreren Streit— 
genoſſen zu beurtheilen. 

9 Da⸗ 
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Dabei kommt da, wo die Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzeskraft hat, 
auch der §. 14a. Titel 14. Theil I. zur Anwendung. 


§. 11. 

Alle Vorſchriften der bisherigen Geſetze, insbeſondere S. 3. Mr. 1. und 2. 
Titel 14. $. 2. Titel 26. Theil I. der Allgemeinen Gerichtsordnung, $. 130. des 
Anhangs zu derſelben, und die S$. 6. und 8. der Einleitung zur Allgemeinen 
Gebuͤhren⸗Taxe vom 23. Auguſt 1815. werden, ſo weit ſie der gegenwaͤrtigen 
Verordnung entgegenſtehen, hierdurch aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beig edruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 21. Juli 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. Muͤhler. v. Savigny. 


Beglaubigt: 
Bornemann. 


